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Integration. Daneben werden alle wesentlichen verfassungsprozessualen Probleme dar-

gestellt.
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holung des Stoffes.

Sie erhalten die Karteikarten Staatsorganisa-
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1. Teil

1. Teil: Vorbemerkung – Grundbegriffe – Verfassungsgeschichte

1. Abschnitt: Gegenstand und Einordnung des Verfassungsrechts

Das vorliegende Skript behandelt das Staatsorganisationsrecht und damit einen Teil
des Verfassungsrechts. Die Begriffe Verfassungsrecht und Staatsrecht werden häufig sy-
nonym verwendet, obwohl sie nicht deckungsgleich sind.

A. Das Staatsrecht

2Das Staatsrecht ist ein Teilbereich des Öffentlichen Rechts. Es befasst sich mit den
Rechtssätzen, die konstitutiv für die allgemeine staatliche Grundordnung sind (Aufbau
und Organisation des Staates, grundlegende Bestimmungen über das Verhältnis des
Bürgers zum Staat). 

n Das allgemeine Staatsrecht behandelt dabei abstrakt die Rechtsbeziehungen der
Staaten, d.h. Begriff, Entstehen und Untergang eines Staates, sein Handeln und die
grundsätzlichen Beziehungen zwischen dem Staat und den seiner Macht unterwor-
fenen Personen. 

n Das besondere Staatsrecht betrachtet demgegenüber die sich auf einen bestimm-
ten Staat beziehenden Rechtsnormen und ist daher praktisch mit dem Verfassungs-
recht identisch.1

B. Das Verfassungsrecht der Bundesrepublik Deutschland

3Das Verfassungsrecht der Bundesrepublik Deutschland ist weitgehend, aber nicht
ausschließlich, im Grundgesetz (GG) geregelt. Es umfasst das Staatsorganisationsrecht
und die Grundrechte.

STAATSRECHT
die für die staatliche Grundordnung konstitutiven Rechtssätze

Allgemeines Staatsrecht
Rechtsbeziehungen der Staaten 

allgemein

Besonderes Staatsrecht
die einen bestimmten Staat betreffenden 

grundlegenden Rechtsnormen

= VERFASSUNGSRECHT

Grundrechte Staatsorgani-
sationsrecht

1

1 Zu weiteren, teilweise abweichenden Definitionen und Abgrenzungsversuchen vgl. Ipsen Staatsrecht I, Rn. 17 ff.; Mau-
rer Staatsrecht I, § 1 Rn. 29 ff.; Morlok/Michael Staatsorganisationsrecht, Rn. 1 ff.
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1. Teil

4 Die Vorschriften des Grundgesetzes bilden das sog. formelle Verfassungsrecht, d.h.
die Regelungen, die in einer Verfassungsurkunde enthalten sind.

Die meisten Staaten haben eine geschriebene Verfassungsurkunde (wichtigste Ausnahme ist Großbri-
tannien, wo sich verschiedene Verfassungsgesetze finden, z.B. die Magna Charta Libertatum, die Ha-
beas-Corpus-Akte und die Bill of Rights).

5 Unter dem materiellen Verfassungsrecht versteht man demgegenüber alle für die
staatliche Ordnung grundlegenden Regelungen. Es umfasst sämtliche dem (besonde-
ren) Staatsrecht zugehörigen Rechtssätze, gleich auf welche Weise und an welcher Stel-
le diese kodifiziert sind.2

Allerdings gibt es im GG auch Vorschriften, die nur formelles, nicht aber materielles Verfassungsrecht
darstellen, da sie für die staatliche Grundordnung irrelevant sind, z.B. Art. 27 GG: „Alle deutschen Kauf-
fahrteischiffe bilden eine einheitliche Handelsflotte“ und Art. 48 Abs. 3 S. 2 GG: Die Abgeordneten „ha-
ben das Recht der freien Benutzung aller staatlichen Verkehrsmittel.“

Zum materiellen Verfassungsrecht der Bundesrepublik zählen deshalb – neben den
grundgesetzlichen Vorschriften –

6 n die grundlegenden Vorschriften des Einigungsvertrages (EV) zwischen der Bundes-
republik Deutschland und der ehemaligen DDR:3

Der EV regelt den Beitritt der DDR zur Bundesrepublik Deutschland und dessen Rechtsfolgen. Ins-
besondere setzt er das GG im Beitrittsgebiet in Kraft und trifft die Regelungen zur Überleitung der
Rechtsordnung der Bundesrepublik Deutschland im Zuge der Herstellung der staatlichen Einheit.
Die DDR hört mit dem Wirksamwerden des Beitritts auf zu bestehen, die Hoheitsgewalt der Bundes-
republik Deutschland wird auf das Beitrittsgebiet erstreckt. Insoweit ist der EV dem Verfassungs-
recht zuzuordnen.

7 n einfache Gesetze, soweit sie die staatliche Grundordnung betreffen,

z.B. Staatsangehörigkeitsgesetz (StAG), PUAG, Bundeswahlgesetz (BWG), Bundesverfassungsge-
richtsgesetz (BVerfGG);

8 n Geschäftsordnungen der Verfassungsorgane,

z.B. GO Bundestag, GO Bundesrat, GO Bundesregierung.

2 vMünch/Mager Staatsrecht I, Rn. 7.
3 BVerfG DVBl. 1996, 1365.
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2. Vorbehalt des Gesetzes (kein Handeln ohne Gesetz)

a) Überblick

164

Anwendbarkeit

Vorbehalt des Gesetzes

Grundrechtsrelevante Maßnahmen sonstige wesentliche Maßnahmen, z.B.

Rechtsfolgen

Parlamentsvorbehalt

= nur förmliches Gesetz ausreichend

Belastungen durch

grds. ausr. (hinreichend bestimmte) Befugnisnorm/Ermächtigungsgrundlage im Gesetz

n Warnerklärungen (str.); (gewohnheitsrechtl.) Hausrecht des Behördenleiters, sofern nicht aus-
drücklich geregelt

n Übergangszeit, drohendes Rechtsvakuum (Strafgefangene = BVerfGE 33, 1; 
Volkszählung = BVerfGE 65, 1)

Begünstigungen
grds. (–)

n Art. 87 a Abs. 1 Fall 2 GG = Bundeswehrein-
satz im Ausland

n Art. 87 Abs. 3 S. 1 GG; §§ 18–22 LOG NW (HR
Nr. 70): Errichtung und Aufhebung von jur.
Personen des ÖR; sog. institutioneller Ge-
setzesvorbehalt (Geltung str. bei Zusam-
menlegung von Ministerien)

n § 31 SGB I = Totalvorbehalt im Sozialleis -
tungsrecht

n VA
n Realakt, z.B. 

n ör Warnungen
n Lauschangriff

nur Parlamentsgesetz!
Parlaments-

gesetz!
SatzungRVO

n § 26 Abs. 2
Nr. 9 ProdSG 

-> Art. 12 GG

n § 1 Abs. 3
BauGB 

-> Art. 14 
Abs. 1 GG 
(B-Plan)

n § 6 StVG 
-> Art. 2 Abs. 1

GG
(StVO, 
StVZO)

n Art. 104 Abs. 1 GG  
-> Art. 2 Abs. 2 GG (§ 39 BPolG)

n Art. 14 Abs. 3 S. 2 GG
(§§ 85 ff. BauGB)

Ausnahmen (wegen
Drittbelastung)
n Pressesubventionen
n Förderung eines Ver-

eins zur Warnung von
Jugendsekten

(schlichter/einfacher) Gesetzesvorbehalt

= jedes materielle Gesetz ausreichend

Ausnahmen
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In Deutschland hat sich das Bundesstaatsprinzip geschichtlich entwickelt: Das 1871 ge-
gründete Deutsche Reich war als Bundesstaat konstituiert und nur in dieser Form mög-
lich. Auch die Weimarer Republik war Bundesstaat. Nur in der NS-Zeit, von 1933 bis
1945, wurde Deutschland in einen zentralisierten Einheitsstaat umgewandelt. Das GG
knüpfte 1949, auch auf Druck der Westalliierten (Frankfurter Dokumente), an die staats-
rechtliche Tradition aus der Zeit vor 1933 an. 

In der ehemaligen DDR wurde das föderalistische Prinzip von Anfang an zugunsten des Einheitsstaates
zurückgedrängt, bis schließlich 1952 die Länder durch Gesetz aufgelöst und durch 14 Bezirke ersetzt
wurden. Durch das Ländereinführungsgesetz vom 22.07.1990 (GBl. I 955) wurden die Länder Branden-
burg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt, Sachsen und Thüringen mit Wirkung zum 03.10.1990
wieder gebildet.

II. Funktion des Bundesstaatsprinzips ist insbesondere

n die sog. vertikale Gewaltenteilung281 (z.B. Kontrolle bzw. Hemmung der Bundes-
staatsgewalt durch BRat; Verteilung der Zuständigkeiten auf Organe von Bund und
Ländern) sowie

n Dezentralisierung der Staatsgewalt mit der dadurch eröffneten Möglichkeit stär-
kerer Beachtung regionaler bzw. landesspezifischer Besonderheiten.282

195 III. Die Absicherung des Bundesstaatsprinzips erfolgt durch Art. 79 Abs. 3 GG in mehr-
facher Weise: Zunächst generell und allumfassend in Art. 79 Abs. 3 Fall 3 GG („ ... die in
Art. 20 niedergelegten Grundsätze“), auf wichtige Teilbereiche bezogen in Art. 79 Abs. 3
Fall 1 GG („Gliederung des Bundes in Länder“) und Art. 79 Abs. 3 Fall 2 GG („grundsätzli-
che Mitwirkung der Länder bei der Gesetzgebung“).283

Art. 79 Abs. 3 Fall 1 GG garantiert nicht den jetzigen Bestand von sechzehn Bundesländern, sondern ver-
langt nur, dass mindestens zwei Länder oder mehr neben dem Bund bestehen bleiben.

B. Der Begriff des Bundesstaates – Bund und Länder

281 Palm a.a.O., S. 753; Degenhart Staatsorganisationsrecht, Rn. 467.
282 Morlok/Michael Staatsorganisationsrecht, Rn. 447 ff.
283 Degenhart Staatsorganisationsrecht, Rn. 465 f.

Fall 6: Regionalverband Unterelbe

Die Länder Hamburg, Schleswig-Holstein und Niedersachsen wollen verschiedene
Missstände im Bereich der Region Unterelbe beseitigen. Diese ergeben sich im öko-
logischen Bereich daraus, dass Natur und Landschaft in den betroffenen Ländern
ganz unterschiedlich geschützt werden. Außerdem kommt es im Rahmen der öffent-
lichen Wirtschaftsförderung zu einem Ansiedlungswettbewerb zwischen den betrof-
fenen Ländern, der zulasten der öffentlichen Kassen geht und wirtschaftlich unsinni-
ge Strukturen schafft.
Die Landesregierungen planen daher den „Regionalverband Unterelbe“. Der Ver-
band soll als Körperschaft des öffentlichen Rechts durch paritätisch besetzte Ent-
scheidungsgremien in der Region Unterelbe länderübergreifend die Belange des
Umweltschutzes (Wasser, Boden, Luft) und der Wirtschaftsförderung regeln. 

Verstößt die geplante Körperschaft „Regionalverband Unterelbe“ gegen das GG?
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196Die geplante Körperschaft des Regionalverbandes könnte gegen das Bundesstaats-
prinzip aus Art. 20 Abs. 1 GG verstoßen. Die Körperschaft soll gleichzeitig von drei Län-
dern getragen werden, es handelt sich also um eine Gemeinschaftseinrichtung dieser
Länder. Da der Verband seine Rechtsstellung von der der Länder ableitet, könnten sich
Einschränkungen aus dem Bundesstaatsprinzip ergeben. 

I. Begriff des Bundesstaates

1. Bundesstaat ist ein Gesamtstaat, bei dem die Ausübung der Staatsgewalt auf ei-
nen Zentralstaat und mehrere Gliedstaaten aufgeteilt ist.284

2. Der Bundesstaat ist abzugrenzen von den vergleichbaren Staatsformen Einheits-
staat und Staatenbund.285

197a) Beim Einheitsstaat hat nur der Zentralstaat Staatsqualität, nicht dagegen die
einzelnen Untergliederungen, selbst wenn sie – wie beim stark dezentralisier-
ten Einheitsstaat – über weitgehende Zuständigkeiten verfügen. Dagegen ha-
ben beim Bundesstaat die einzelnen Gliedstaaten Staatsqualität, verfügen
also über Staatsgebiet, Staatsvolk und originäre Staatsgewalt.

Die Staatsqualität der Länder in der Bundesrepublik Deutschland ergibt sich in erster Linie
aus Art. 30 GG, ergänzend aus dem Wesen des nach Art. 20 GG geltenden Bundesstaatsprin-
zips.286

198b) Beim Staatenbund handelt es sich um einen völkerrechtlichen Zusammen-
schluss von Staaten, bei dem zwar gemeinsame Organe gebildet werden, die
aber Staatsgewalt lediglich nach außen hin ausüben. Nach innen bedürfen
ihre Anordnungen der Umsetzung durch die Organe der im Staatenbund zu-
sammengeschlossenen Staaten.287

Beispiel: Der Deutsche Bund (1815–1866), dessen gemeinsames Bundesorgan „Bundestag“
von den Gesandten der Mitgliedstaaten gebildet wurde.

Beim Bundesstaat mit gemeinsamer Verfassung üben dessen Organe dage-
gen auch nach innen unmittelbar Staatsfunktionen (Gesetzgebung, Verwal-
tung, Rspr.) aus.

199Begrifflich in noch weiterer Entfernung vom Bundesstaat steht das Staatenbündnis, das auf
einem völkerrechtlichen Vertrag beruht und selbst bei intensiven Beziehungen in der Regel
nicht zu gemeinsamen Organen führt. Ist dies ausnahmsweise der Fall, so beschränken sie sich
in der Regel auf ganz spezielle Aufgaben (z.B. die NATO auf die gemeinsame Verteidigung).

Problematisch ist die Einordnung der Europäischen Union. Zwar stehen der EU eigene Ho-
heitsbefugnisse, insbesondere im Bereich der Rechtsetzung, gegenüber den Mitgliedstaa-
ten und ihren Staatsangehörigen zu. Jedoch ist diese Kompetenz – anders als bei einem
Staat – nicht umfassend, sondern beruht auf einer beschränkten Übertragung durch die Mit-
gliedstaaten (vgl. Art. 23 GG). Diese sind nach wie vor „Herren der Verträge“. Die EU ist zwar
eine sog. supranationale Organisation, aber mangels umfassender Hoheitsbefugnisse
noch kein Bundesstaat, sondern nur ein Staatenverbund.288 

284 Dreier GG, Art. 20 (Bundesstaat) Rn. 19; Sachs GG, Art. 20 Rn. 55.
285 Vgl. auch Maurer Staatsrecht I, § 10 Rn. 6 ff.; Gröpl Staatsrecht I, Rn. 536 ff.
286 Haratsch DVBl. 1993, 1338, 1339; Heintzen DVBl. 1997, 689, 692; vgl. auch BVerfGE 1, 14, 34; 36, 342, 360; 60, 175, 207.
287 Zu Einzelheiten vgl. Morlok/Michael Staatsorganisationsrecht, Rn. 679.
288 BVerfG NJW 1993, 3047, 3052; BVerfG RÜ 2009, 519; ausführlich dazu AS-Skript Europarecht (2020), Rn 28.
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Nach Auffassung des BVerfG erfasst der Begriff des Verbundes eine enge, auf Dauer angeleg-
te Verbindung souverän bleibender Staaten, die auf vertraglicher Grundlage öffentliche Ge-
walt ausübt, deren Grundordnung jedoch allein der Verfügung der Mitgliedstaaten unter-
liegt und in der die Völker – d.h. die staatsangehörigen Bürger – der Mitgliedstaaten die Sub-
jekte demokratischer Legitimation bleiben.

200 c) Da der Bundesstaat eine staatsrechtliche Staatenverbindung ist, ergibt sich die
Rechtsstellung von Bund und Ländern aus der Verfassung. Insbesondere er-
geben sich die Befugnisse der Länder in erster Linie aus dem GG und nur, so-
weit das GG keine Regelung trifft, aus dem Wesen des Bundesstaates. Das GG
gestattet den Schluss, dass die Länder nicht (völlig) souverän sind, sondern in
wesentlichen Bereichen durch die Befugnisse des Bundes beschränkt werden:

n In erster Linie gilt dies für die Gestaltung ihrer Verfassung. Nach dem in
Art. 28 Abs. 1 S. 1 GG niedergelegten Homogenitätsprinzip müssen die
Länderverfassungen den Grundsätzen des republikanischen, demokrati-
schen und sozialen Rechtsstaates im Sinne dieses Grundgesetzes entspre-
chen. Gefordert wird jedoch nur ein Mindestmaß an Homogenität, keine
Gleichförmigkeit.289

n Im Bundesstaat haben – anders als beim Staatenbund – die einzelnen Län-
der kein Recht zum Austritt (Separation, Sezession) wegen der teilweisen
Identität von Staatsgebiet und Staatsvolk.290

Ein Ausscheiden ist lediglich durch Änderung der Verfassung des Gesamt-
staates möglich.

n Die Länder haben grundsätzlich keine Befugnisse nach außen, insbeson-
dere kein Recht zum völkerrechtlichen Verkehr und zum Abschluss von völ-
kerrechtlichen Verträgen (vgl. Art. 24 Abs. 1 a u. Art. 32 Abs. 3 GG, wonach
entsprechende Verträge nur mit Zustimmung der Bundesregierung zuläs-
sig sind).

n Der Bund kann seine Zuständigkeiten – unter Beachtung des Art. 79 Abs. 3
GG – erweitern (hat also die sog. Kompetenz-Kompetenz) und dadurch
die grundsätzlichen Zuständigkeiten der Länder (z.B. aus Art. 70 GG) verrin-
gern.

n Durch Bundesgesetz können die Länder neu gegliedert werden (Art. 29
GG). Dabei kann ein einzelnes Land auch ganz beseitigt werden. Gewähr-
leistet ist nur die Gliederung des Bundes in Länder (Art. 79 Abs. 3 GG), nicht
aber die Existenz eines einzelnen Landes.291

n Dem Bund stehen verschiedene Aufsichtsbefugnisse und Einwirkungs-
rechte gegenüber den Ländern zu (z.B. Art. 84 Abs. 3, 85 Abs. 3 GG), insbe-
sondere hat er das Recht zum Bundeszwang gemäß Art. 37 GG.292

289 BVerfGE 36, 342, 360 ff.; Gröpl Staatsrecht I, Rn. 559 ff.; Ipsen Staatsrecht I, Rn. 710 ff.
290 Degenhart Staatsorganisationsrecht, Rn. 461.
291 Maurer Staatsrecht I, § 10 Rn. 18 f.; Karpen/Becker JZ 2001, 966.
292 Maurer Staatsrecht I, § 10 Rn. 45, 48 f.; Ipsen Staatsrecht I, Rn. 728 ff.; Gröpl Staatsrecht I, Rn. 597 ff.; Morlok/Michael

Staatsorganisationsrecht, Rn. 543 ff.
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201II. Das GG enthält keine Vorschriften speziell über gemeinsame Einrichtungen der
Länder. Die in Art. 91 a bis 91 e GG geregelten Gemeinschaftsaufgaben betreffen le-
diglich das Zusammenwirken von Bund und Ländern. Die konstruktive Aufgliede-
rung des Bundesstaates verlangt jedoch, dass die Ausübung von Staatsgewalt je-
weils konkret dem Bund oder den Ländern zugeordnet wird. 

1. Dabei werden die im GG den Ländern zugewiesenen Befugnisse nicht den Län-
dern gemeinsam, sondern jedem Land einzeln zur Wahrnehmung für den Be-
reich des Landes zugewiesen. Durch die Schaffung von Gemeinschaftseinrichtun-
gen der Länder könnte daher eine nach dem Bundesstaatsprinzip unzulässige
dritte Ebene der Staatlichkeit entstehen („die Gesamtheit der Länder“).

a) Nach heute wohl einhelliger Auffassung ist die Bundesrepublik Deutschland
ein zweigliedriger Bundesstaat (Art. 20 Abs. 1 GG). Es gibt lediglich zwei
staatliche Ebenen, den Bund und die Länder (wobei die Gemeinden und ande-
re kommunale Verwaltungsträger zu den Ländern gehören und nicht etwa
eine dritte Ebene der Staatlichkeit bilden).293

b) Daran ändert sich durch den geplanten Regionalverband nichts. Denn die Ge-
meinschaftseinrichtung soll keine eigene (originäre) Staatsgewalt ausüben,
sondern nur von den beteiligten Ländern abgeleitete Befugnisse. Die vom Re-
gionalverband auszuübende Hoheitsgewalt ist damit der Länderebene zuzu-
ordnen und keine selbstständige dritte Ebene.

2. Eine Verletzung des Bundesstaatsprinzips aus Art. 20 Abs. 1 GG könnte jedoch
dann vorliegen, wenn der geplante Verband dazu führt, dass die Staatsgewalt
der beteiligten Länder infrage gestellt wird. 

202a) Grundsätzlich ist anerkannt, dass die Länder gemeinsame Einrichtungen
schaffen dürfen und dabei auch auf Hoheitsrechte verzichten können. Dies
wird teils unter Hinweis auf Art. 24 Abs. 1 GG (der allerdings nur für den Bund
gilt), teils mit einer entsprechenden Anwendung des Art. 32 Abs. 3 GG (der un-
mittelbar nur auf völkerrechtliche Verträge der Länder mit auswärtigen Staa-
ten anwendbar ist) und teils mit einer Gesamtanalogie zu beiden Verfassungs-
vorschriften begründet.294

Solche Gemeinschaftseinrichtungen sind z.B. das ZDF und die Stiftung für Hochschulzu-
lassung (SfH).295 

203b) Bejaht man die grundsätzliche Zulässigkeit gemeinsamer Ländereinrichtun-
gen, stellt sich allerdings die Frage, wo die Grenze der zulässigen Übertra-
gung von Hoheitsrechten verläuft. 

aa) In jedem Fall unzulässig sind echte Gemeinschaftsbehörden, wie z.B.
eine gemeinsame Polizeibehörde aller Länder für die Bekämpfung der
Schwerstkriminalität. Denn bei der Polizei handelt es sich um einen ganz

293 BVerfGE 13, 54, 77; Maurer Staatsrecht I, § 10 Rn. 1 f.; Voßkuhle/Kaufhold, JuS 2010, 873, 874. 
294 BVerwGE 22, 299, 307, 309; Kisker, Kooperation im Bundesstaat, S. 180.
295 OVG NRW RÜ 2011, 315; Ipsen Staatsrecht I, Rn. 743.
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wesentlichen Bestandteil der Länderverwaltung. Die Übertragung auf eine
Gemeinschaftseinrichtung würde zu einer Preisgabe der Länderstaatlich-
keit führen.296

bb) Problematisch ist die Behandlung der (sonstigen) Gemeinschaftseinrich-
tungen, die dem Bürger gegenüber hoheitliche Verwaltungstätigkeit
ausüben. Die Selbstständigkeit der Länder wird hier nicht berührt, wenn
die dem Land verbleibenden Hoheitsrechte von erheblichem Gewicht sind
und die Übertragung nicht endgültig, d.h. widerruflich ist.297

cc) Der Regionalverband soll gewichtige Planungs- und Entscheidungskom-
petenzen sowohl für ökologische als auch ökonomische Aufgaben erhal-
ten. Die relativ weitreichende Kompetenzübertragung würde vor allem die
Bereiche Naturschutz, Abfall- und Abwasserbeseitigung, Gewässerschutz,
Luftreinhaltung und Wirtschaftsförderung erfassen. Auf der anderen Seite
verbleiben den Ländern sämtliche anderen Aufgaben (Polizei, Justiz, Kul-
tur, Bildung, Wissenschaft, Arbeit und Soziales, Städtebau, Verkehr). Diese
Bereiche sind gegenüber den übertragenen Kompetenzen von ungleich
größerem Gewicht. Die Souveränität der Länder ist durch die Gemein-
schaftseinrichtung noch nicht tangiert, soweit die Vertragsstaaten die
Rückholbarkeit der Kompetenzen durch ein Kündigungsrecht oder eine
zeitliche Begrenzung im Staatsvertrag sicherstellen.

204 3. Ein Verstoß gegen das Bundesstaatsprinzip bzw. gegen das Rechtsstaats- und De-
mokratieprinzip könnte sich jedoch daraus ergeben, dass die Zuordnung der Ge-
meinschaftseinrichtung unklar bleibt, insbesondere bei der Frage des anwend-
baren Rechts, der Aufsicht und der parlamentarischen Verantwortung298 (unun-
terbrochene Legitimationskette). Nach dem Bundesstaatsprinzip gibt es nur Bun-
desrecht sowie das Recht eines Landes, wobei das Landesrecht unterschiedlich
ausgestaltet sein kann. Für Gemeinschaftseinrichtungen kann es daher an einem
einheitlichen Recht fehlen. Welche Gestaltungen hier bei Gemeinschaftseinrich-
tungen möglich sind, sollen die folgenden Beispiele zeigen.

205 a) Was die SfH betrifft, so hat bezüglich des anwendbaren Rechts und der Auf-
sicht der Staatsvertrag299 in Art. 1 Abs. 1 S. 2 insoweit Klarheit geschaffen, als
auf das Recht des Sitzlandes verwiesen wird. Da der Sitz in Dortmund ist, gilt
also das Recht des Landes Nordrhein-Westfalen. Die Willensbildung, die Orga-
ne und der Einfluss der Länder sind in Art. 3 ff. des Staatsvertrages im Einzelnen
geregelt. 

Nimmt man hinzu, dass eine bundeseinheitliche Vergabe der Studienplätze unbedingt ge-
boten ist, dass der Bund hierfür aber nicht zuständig ist und eine GG-Änderung vermeidbar
erscheint, ergibt sich, dass von einer Preisgabe der Länderstaatlichkeit nicht die Rede sein
kann und die Einrichtung der SfH somit nicht gegen das Bundesstaatsprinzip verstößt.

296 BVerfGE 42, 103 ff.; BVerwGE 22, 299 ff.; Degenhart Staatsorganisationsrecht, Rn. 183.
297 Kisker, Kooperation im Bundesstaat, S. 194 ff.; Damkowski NVwZ 1988, 297, 300; vgl. auch BVerwGE 22, 299, 308; 23, 194,

198.
298 BVerfG RÜ 2008, 112.
299 Vom 05.06.2008.
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226

1. Der Bundestag hat grundsätzlich 598 Abgeordnete (§ 1 Abs. 1 BWG), wovon eine Hälf-
te (299) durch Mehrheitswahl (Direktmandate) und die andere (Listenmandate) nach
den Grundsätzen der Verhältniswahl gewählt wird (§ 1 Abs. 2 BWG).

2. Jeder Wähler hat zwei Stimmen: eine Erststimme für die Wahl eines Wahlkreisabge-
ordneten, eine Zweitstimme für die Wahl einer Landesliste (§ 4 BWG).332

3. Die Verteilung der Sitze richtet sich nach § 6 BWG:

a) 1. Stufe/1. Verteilung: Verteilung auf die Landeslisten der Parteien – Sitzkontingen-
te nach Bevölkerungszahl

n Zusammenzählung der für jede Landesliste abgegebenen Zweitstimmen; § 6 Abs. 1
S. 1 BWG.

n Die Gesamtzahl der Sitze gemäß § 1 Abs. 1 S. 1 BWG (598) wird den Ländern nach de-
ren Bevölkerungsanteil (§ 3 Abs. 1 BWG) zugeordnet; § 6 Abs. 2 S. 1 Hs. 1 BWG.

n Die so ermittelte Sitzzahl wird auf der Grundlage der zu berücksichtigenden Zweit-
stimmen den Landeslisten zugeordnet; § 6 Abs. 2 S. 1 Hs. 2 BWG.

Gemäß § 6 Abs. 3 S. 1 Hs. 1 BWG bleiben Parteien, die weniger als 5% der gültigen Zweitstimmen auf
sich vereinigen konnten, bei der Sitzverteilung grundsätzlich unberücksichtigt (sog. Sperrklausel), so-

332 Zur Verfassungsmäßigkeit des dadurch möglichen Stimmensplittings BVerfG NJW 1989, 1347; 1997, 1553, 1558.
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352 Zusammenfassung: Parteien; Art. 21 GG

Rechtsnatur

n Teilrechtsfähige Vereinigung des Privatrechts; vgl. §§ 2, 3 ParteiG

Rechte

n Recht auf freie und dauernde Mitwirkung an der politischen Willensbildung des
Volkes; Art. 21 Abs. 1 S. 1 GG, konkretisiert durch § 1 Abs. 2 ParteiG

n Recht auf Gründungsfreiheit; Art. 21 Abs. 1 S. 2 GG

n Parteienprivileg; Art. 21 Abs. 2 i.V.m. Abs. 4 GG

n Recht auf (abgestufte) Chancengleichheit

n Recht auf Ausschluss von Mitgliedern unter den Voraussetzungen von § 10 Abs. 4
ParteiG

n Recht auf staatliche Teilfinanzierung gemäß §§ 18–22 ParteiG

Pflichten

n Die innere Ordnung der Partei muss demokratischen Grundsätzen entsprechen;
Art. 21 Abs. 1 S. 3 GG

n Rechenschaftspflicht und Transparenzgebot; Art. 21 Abs. 1 S. 4 GG, konkretisiert
durch §§ 23–31 ParteiG

Bei Verletzung dieser Pflicht Sanktionen gemäß §§ 31 a–d ParteiG

Recht und Pflicht

n Grundsatz der Staatsfreiheit; Art. 21 Abs. 1 GG, § 2 Abs. 1 ParteiG
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Abgeordnetenrechte ............................................310 f.
Einschränkungsmöglichkeiten ....................312 f.

Abschlussverfahren ........................................427, 444
Absoluter Bestimmtheitsgrundsatz .................. 133
Absolutes Rückwirkungsverbot .......................... 138
Abstammungsprinzip ................................................32
Abstimmungen ............................................................49

auf Bundesebene ...................................................55
auf Länderebene ....................................................59

Abstrakte Normenkontrolle ........................464, 556
Antragsbefugnis .................................................. 559
Antragsgegenstand ............................................ 558
Begründetheit ...................................................... 561
Beteiligtenfähigkeit ............................................ 557
Zuständigkeit ........................................................ 556

Abweichungsgesetzgebung ................................ 414
Administration .......................................................... 160
Aktive Wahlrechtsgleichheit .......................234, 269
Allgemeines Staatsrecht ............................................. 2
Allgemeinheit der Wahl ......................................... 228
Amtsdauer der Bundesregierung ..........................53
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Analogie ...................................................................... 135
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Anwendungsvorrang ....................................... 71, 390
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Auffangtatbestände ...................................................38
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Auftragsverwaltung ................................................ 474
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Ausführung der Bundesgesetze ..........................470
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Auslegungshilfen ........................................................ 38
Ausschluss aus der Fraktion ..................................316
Ausschüsse ................................................... 294 ff., 532

fakultative ...............................................................295
Ausübung der Staatsgewalt ................................... 49
Auswärtige Angelegenheiten ..............................493
Außenpolitisches Monopol ...................................278

Bedarfskompetenzen ..............................................407
Befassungskompetenz ............................................320
Begnadigungsrecht .................................................378
Behinderungsverbot ................................................330
Beratende Hilfsorgane ............................................295
Beratungen

Gesetzgebung .......................................................433
Beratungsgremien ....................................................295
Beschlagnahmeverbot ............................................330
Beschluss des Bundestags ....................................... 98
Beschlussfähigkeit

Gesetzgebung .......................................................432
Besonderes Staatsrecht ........................................... 2 f.
Bestand des Bundes .................................................222
Bestimmtheit .........................................................133 ff.
Bestimmtheitsgrundsatz .............................. 116, 181
Bestimmtheitstrias ...................................................459
Beteiligtenfähigkeit ..................................................525
Beurteilungsspielraum ............................................134
Beweiserhebungsmaßnahme ..............................299
Beweiserhebungsrecht ...........................................302
Bindung an die Grundrechte ................................112
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Bindungswirkung .....................................................361
Bodenreform ................................................................ 14
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